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Die ÖAR ist die Interessenvertretung der Menschen mit Behinderungen in Österreich. In ihr sind 75 Mitgliedsorganisationen und damit mehr als 400.000 Menschen mit Behinderungen organisiert. Auf Grund der Vielfalt der Mitgliedsorganisationen verfügt die ÖAR über eine einzigartige Expertise zu allen Fragen, welche Menschen mit Behinderungen betreffen. 
Die ÖAR merkt an, dass für einen partizipativen Prozess die ursprünglich vorgegebene Frist von einer Woche zur Erstellung einer Stellungnahme keineswegs angemessen war und bedankt sich für die Erweiterung dieser Frist.
Im Wesentlichen legt die ÖAR ihren Fokus auf die in der UN-BRK festgelegten Grundsätze der Partizipation von Menschen mit Behinderungen bei allen Entscheidungsprozessen die sie betreffen sowie der Einhaltung der in den Pariser Prinzipien[footnoteRef:1] festgelegten Regelungen. [1:  Siehe http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/StatusOfNationalInstitutions.aspx] 

Partizipation im Sinne der UN-BRK bedeutet, dass Menschen, die von den Regelungen eines Gesetzes betroffen sind, frühzeitig kooperativ einbezogen werden. Sie erfordert Möglichkeit und Zeit für das Äußern von Meinungen sowie für das Eingehen auf andere Meinungen. Tatsächliche Partizipation bedeutet, dass andere Meinungen ernst genommen werden und diese gleichberechtigt in den Prozess des Agenda-Setzens wie auch den Prozess der Umsetzung einbezogen werden. 
Für die Ausgestaltung nationaler Menschenrechtsinstitutionen hat die Uno-
Generalversammlung im Jahr 1993 Pariser Prinzipien verabschiedeten, die eine Reihe von Grundsätzen enthalten. 
Die wesentlichen Prinzipien sind, dass nationale Menschenrechtsinstitutionen über eine juristische Grundlage, einen klaren Auftrag sowie eine ausreichende Infrastruktur und Finanzierung verfügen sollen. Regierungen müssen dafür sorgen, dass die Gremien unabhängig sowie pluralistisch zusammengesetzt sind. 
Sowohl bei der Unabhängigkeit, als auch bezüglich einer ausreichenden Finanzierung erscheinen die Regelungen im vorgelegten Gesetz nicht den oben genannten Grundsätzen zu entsprechen. 
Erfahrungen mit dem Bundes-Monitoringausschuss lehren, dass für ein unabhängiges Arbeiten einerseits die personelle Trennung von Landesbediensteten und Ausschussmitgliedern notwendig wäre, damit freie Entscheidungen und kritische Stellungnahmen auch wirklich zustande kommen können. Andererseits ist ein ausreichendes Budget, über das eigenverantwortlich verfügt werden kann, für die vielseitigen Aufgaben unbedingt vorzusehen. Auch wenn die Tätigkeit ehrenamtlich erbracht wird, sind nicht nur Fahrtkosten und Spesen anfallend, es ist auch zu bedenken, dass UnterstützerInnen und AssistenInnen für die Mitglieder finanziert werden müssen. Sitzungen müssen mindestens vierteljährlich und regelmäßige öffentliche Sitzungen sind vorzusehen. Es ist jedenfalls absehbar, dass 4000 Euro pro Jahr nicht ausreichen, um die Arbeit des Monitoringausschusses im Sinne der Pariser Prinzipien tatsächlich unabhängig durchführen zu können.

[bookmark: _GoBack]Zu den einzelnen Bestimmungen
Aufgaben und Mitglieder des Monitoringausschusses § 40a
(1) Die Mitglieder werden von der Landesregierung bestellt. 
Um die Unabhängigkeit des Gremiums zu gewährleisten, wäre repräsentativen Organisationen ein Vorschlagsrecht für die jeweiligen VertreterInnen einzuräumen, welche dann von der Landesregierung zu bestellen sind.
(2)	Damit könnte auch die Festlegung, dass nur VertreterInnen von Organisationen der Menschen mit Behinderungen Mitglied im Monitoringausschuss sein können, entfallen. Bliebe diese Regelung bestehen, würde interessierten SelbstvertreterInnen, die keiner Organisation angehören, die Möglichkeit der Mitwirkung genommen. Unter anderen sind Menschen mit Lernschwierigkeiten noch nicht in ausreichendem Ausmaß organisiert.
(3)	der Monitoringausschuss hat alle zwei Jahre der Landesregierung über den Umsetzungsstand der UN-BRK zu berichten.
Den Monitoringausschuss zu verpflichten einen Bericht zu erstellen widerspricht der Unabhängigkeit des Gremiums. Wenn die Erstellung eines Berichtes jedoch im Einvernehmen mit dem Monitoringausschuss erwünscht ist, wären jedenfalls die dazu erforderlichen Mittel bereit zu stellen.
Eine Berichterstellung des Monitoringausschusses an den UN-Behindertenrechtsausschuss in Genf kann dieser jedoch in seiner Geschäftsordnung regeln.
Ad § 54 
Problematisch ist die Wahrnehmung der Aufgaben der/des Vorsitzenden bis zu deren/dessen Wahl durch die oder den Gleichbehandlungsbeauftragte/n. Damit könnte der entscheidende Akt der Konstituierung und die Wahl für die jeweiligen Funktionen in solcher Weise beeinflusst werden, dass die Unabhängigkeit des Gremiums nicht ausreichend gewährleistet sein würde.
Die ÖAR ersucht, die vorgebrachten Anregungen in das Salzburger Gleichbehandlungsgesetz aufzunehmen und dem Salzburger Monitoringausschuss die notwendige Ausrüstung für eine unabhängige nationale Menschenrechtsinstitution zur Verfügung zu stellen.
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